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Antrag 

der Abgeordneten Drachsler, Dr. Sinn, Dr. Höchst, Adorno, 
Lemmrich, Wagner und Genossen und Fraktion der CDU/CSU 
und der Abgeordneten Ramms und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert 
durch das Gesetz auf dem Gebiete des Verkehrs- 
rechts und Verkehrshaftpflichtrechts vom 16. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 710), wird wie folgt ge- 
ändert: 

Nach § 5 a wird folgender § 5b eingefügt: 

„§ 5 b 

(1) Die Kosten der Beschaffung, Anbringung, 
Unterhaltung und des Betriebes der amtlichen 
Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie der 
sonstigen vom Bundesminister für Verkehr zuge- 
lassenen Verkehrszeichen und -einrichtungen 
trägt der Träger der Straßenbaulast für diejenige 
Straße, in deren Verlauf sie angebracht werden, 
bei geteilter Straßenbaulast der für die durch- 
gehende Fahrbahn zuständige Träger der Straßen- 
baulast. Ist ein Träger der Straßenbaulast nicht 
vorhanden, so trägt der Eigentümer der Straße 
die Kosten. 

(2) Diese Kosten tragen abweichend vom Ab- 
satz 1 

a) die Unternehmer der Schienenbahnen 
für Andreaskreuze, Schranken, Blink- 
lichter mit oder ohne Halbschranken und 
sonstige vom Schienenbahnverkehr ab- 
hängige Lichtzeichen; 

b) die Unternehmer im Sinne des Personen- 
beförderungsgesetzes für Haltestellen- 


zeichen und die dazu gehörenden Mar- 
kierungen auf der Fahrbahn; 

c) die Gemeinden in der Ortsdurchfahrt für 
Parkuhren, Straßenschilder, Wegweiser 
zu innerörtlichen Zielen und Verkehrs- 
zeichen für Laternen, die nicht die ganze 
Nacht brennen; 

d) die Bauunternehmer und die sonstigen 
Unternehmer von Arbeiten auf und neben 
der Straße für Verkehrszeichen, die durch 
diese Arbeiten erforderlich werden; 

e) die Unternehmer von Werkstätten, Tank- 
stellen sowie sonstigen Anlagen und Ver- 
anstaltungen für die entsprechenden amt- 
lichen oder zugelassenen Hinweiszeichen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bei der Einführung neuer amt- 
licher Verkehrszeichen und -einrichtungen zu be- 
stimmen, daß abweichend von Absatz 1 die Kosten 
entsprechend den Regelungen des Absatzes 2 ein 
anderer zu tragen hat. 

(4) Kostenregelungen auf Grund kreuzungs- 
rechtlicher Vorschriften nach Bundes- und Landes- 
recht bleiben unberührt.“ 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 
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Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt treten 
§ 12 des Reichspolizeikostengesetzes vom 29. April 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 688) und Artikel 14 der 
Verordnung zur Durchführung des Reichspolizei- 
kostengesetzes vom 23. September 1940 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1260) außer Kraft. 


Bonn, den 24. Juni 1964 
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Begründung 


Nach Artikel 14 Abs. 5 der Verordnung zur Durch- 
führung des Reichspolizeikostengesetzes vom 
23. September 1940 (Reichsgeselzbl. I S. 1260) gelten 
die Gemeinden als Träger der Straßenbaulast der- 
jenigen Verkehrseinrichtungen und -anlagen, die in 
der Regel nur innerhalb geschlossener Ortslagen er- 
forderlich werden. Hierzu gehören insbesondere die 
Signalanlagen für den Straßenverkehr. Diese von 
der Verteilung der Straßenbaulast abweichende Re- 
gelung war zu einem Zeitpunkt getroffen worden, 
als der Verkehr auf der freien Strecke noch keine 
Signalanlagen erforderte, und war deshalb von dem 
Gedanken ausgegangen, daß solche Anlagen in Orts- 
durchfahrten nur wegen des innerörtlichen Verkehrs 
nötig sind. 

Die Bestimmung ist durch die Verkehrsentwicklung 
überholt. Signalanlagen werden heute auch zur Ver- 
kehrsregelung auf der freien Strecke benötigt und 
sind keine Besonderheit für Ortsdurchfahrten mehr. 
Auch innerhalb der Gemeinden dienen sie in glei- 
chem Maße dem stark angestiegenen Durchgangs- 
verkehr. Unter diesen Umständen ist es nicht ge- 
rechtfertigt, den Gemeinden die Kosten der Signal- 
anlagen innerhalb der Ortsdurchfahrten aufzuerle- 
gen, wenn sie nicht auch Baulastträger der Straße 
selbst sind. Nach der zur Zeit noch geltenden Rege- 
lung müßte eine Gemeinde z. B. die Kosten der 
Signalanlage an einer Kreuzung zweier Bundes- 
straßen tragen, obwohl die Anlage wegen des inner- 
örtlichen Verkehrs gar nicht notwendig wäre. 

Aus diesen Gründen ist es notwendig, die Kosten- 
tragung für Signalanlagen der jetzt schon bestehen- 


; den Kostenregelung für die übrigen Verkehrszeichen 
| und -einrichtungen anzupassen, die auch mit der 
| Aufgabenverteilung der Baulastträger nach den 
Straßenbaugesetzen des Bundes und der Länder 
| übereinstimmt. § 5 b bestimmt daher einheitlich, daß 
die Kosten der Beschaffung, Anbringung, Unterhal- 
tung und des Betriebes der amtlichen Verkehrs- 
zeichen und -einrichtungen der Träger der Straßen- 
baulast für die Straße trägt, in deren Verlauf sie an- 
gebracht sind. Signalanlagen an Kreuzungen und 
Einmündungen sind ohne Rücksicht auf den Standort 
der einzelnen Signale stets als im Verlauf aller be- 
teiligten Straßen angebracht anzusehen, deren Ver- 
kehr sie regeln. 

Die Regelung der Kosten für Verkehrszeichen und 
-einrichtungen ist im Straßenverkehrsgesetz vorzu- 
nehmen, da sie ein notwendiger Annex zum Straßen- 
verkehrsrecht ist. Da ferner die Verkehrssignal- 
anlagen an allen tatsächlich öffentlichen Straßen 
errichtet werden können, die Straßenbaugesetze des 
Bundes und der Länder aber nur die rechtlich-öffent- 
lichen Straßen betreffen, ist eine umfassende Rege- 
lung auch nur im Straßenverkehrsgesetz möglich. 

§ 12 des Reichspolizeikostengesetzes und Artikel 14 
der Verordnung zur Durchführung des Reichspolizei- 
kostengesetzes können außer Kraft treten. Soweit 
sie weitere Bestimmungen enthalten, die in § 5 b 
nicht wiederkehren, gehören diese heute zum 
Straßenbaurecht, sind dort geregelt oder aus sonsti- 
gen Gründen entbehrlich. 
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